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§ 1 Die Studierendenschaft
Praambel

Won 1977 bis 2012 waren die Studierendenvertretungen durch die CDU-gefiihrten Re-
gierungen des Landes Baden-Wiirttemberg mundtot gemacht und gegiangelt worden.
2Unzihlige Engagierte versuchten in den unabhingigen Studierendenvertretungen, trotz
dieser widrigen Bedingungen den Anliegen der Studierenden Gehor in Hochschule und
Gesellschaft zu verschaffen. 3Im Bewusstsein der damaligen Zustinde sind die Studie-
renden der Albert-Ludwigs-Universitat Freiburg aufgefordert, fiir ihre Belange einzutre-
ten, an der politischen Willensbildung mitzuwirken und sich fiir die Durchsetzung der
Demokratie einzusetzen. ‘Zentrales Mittel dafiir ist die Studierendenschaft der Albert-
Ludwigs-Universitdt Freiburg samt ihrer Organe, die ausschlieBlich den Interessen der
Studierenden verpflichtet ist.

°Die Studierendenschaft der Albert-Ludwigs-Universitéit Freiburg setzt sich entspre-
chend ihrer gesellschaftlichen Verpflichtung fiir die Belange der Studierenden, die freie
Entfaltung des Individuums, Gleichstellung, interkulturelle Verstiandigung, die Pflege
der Beziehung zu Studierendenorganisationen im In- und Ausland sowie die Anwendung
von Forschungsergebnissen ausschlieBlich zu friedlichen Zwecken ein. %Sie wendet sich
gegen Diskriminierung.

Abschnitt I: Studierendenschaft

§ 1 Die Studierendenschaft

(1) 'Die Studierendenschaft der Albert-Ludwigs-Universitit Freiburg (Studierenden-
schaft) ist eine rechtsfihige Korperschaft des offentlichen Rechts. 2Sie ist Gliedkérper-
schaft der Albert-Ludwigs-Universitit Freiburg. 3Sie gliedert sich in Fachschaften, die
sich in Fachbereiche gliedern. *Sie hat Organe auf Fachbereichsebene und zentraler Ebe-
ne.

(2) 'Die Studierendenschaft vertritt die Studierenden der Albert-Ludwigs-Universitét
Freiburg. ?Sie verwaltet ihre Angelegenheiten im Rahmen der gesetzlichen Bestimmun-
gen selbst. 3Sie hat geméf § 65 Absatz 2 LHG unbeschadet der Zustindigkeit der Hoch-
schule und des Studentenwerks die folgenden Aufgaben:

1. die Wahrnehmung der hochschulpolitischen, fachlichen und fachiibergreifenden so-
wie der sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Belange der Studierenden,

2. die Mitwirkung an den Aufgaben der Hochschulen nach den §§ 2 bis 7 des Lan-
deshochschulgesetzes,

3. die Forderung der politischen Bildung und des staatsbiirgerlichen Verantwortungs-
bewusstseins der Studierenden,



§ 2 Organe der Studierendenschaft

4. die Forderung der Gleichstellung und den Abbau von Benachteiligungen inner-
halb der Studierendenschaft, insbesondere hinsichtlich Geschlecht, sexueller Iden-
titdt, sexueller Orientierung, Behinderung, chronischer Krankheit, sozialer Her-
kunft, ethnischer Zugehorigkeit, Weltanschauung, familidrer Verpflichtungen und
altersspezifischer Bediirfnisse,

5. die Forderung der sportlichen Aktivitaten der Studierenden,

6. die Pflege der regionalen, iiberregionalen und internationalen Studierendenbezie-
hungen und

7. die Herstellung des Einvernehmens bei der Verwendung der Qualitétssicherungs-
mittel gemaf § 3 Qualitatssicherungsgesetz, nach Mafigabe der Grunderdnung der
Universitat.

“Im Rahmen der Erfiillung ihrer Aufgaben nimmt die Studierendenschaft ein politisches
Mandat wahr. °Sie wahrt nach den verfassungsrechtlichen Grundsitzen die weltanschau-
liche, religiose und parteipolitische Neutralitat.

§ 2 Organe der Studierendenschaft

(1) 'Die Studierendenschaft beschlieit und handelt durch ihre Organe. ?Die Organe der
Studierendenschaft sind

die Vollversammlung aller Studierenden (VV),

der Studierendenrat (StuRa) als legislatives Organ,

die Fachbereichsvertretungen (FaVe),

der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA) als exekutives Organ,

die Wahl-, Schlichtungs- und Satzungskommission (WSSK),

ARSI

$Daneben konnen Sachbeschliisse auch durch Urabstimmungen gefasst werden.

(2) 'Uber die Ergebnisse der Sitzungen der Organe sind Niederschriften anzufertigen,
die archiviert und grundsatzlichveroffentlicht werden. 2Das Néhere regeln die Geschéfts-
ordnungen der jeweiligen Organe. *Von jeder Sitzung, auch der Fachbereiche und der
Referate, muss als Grundlage fiir Zahlungen und transparente Arbeit ein Ergebnispro-
tokoll veréffentlicht werden. *Daneben kann es auch ein Verlaufsprotokoll geben.

(3) Die Organe der Studierendenschaft haben das Recht, im Rahmen ihrer Aufgaben
Antrige an die zustandigen Kollegialorgane der Hochschule zu stellen; diese sind ver-
pflichtet, sich mit den Antrégen zu befassen.

(4) 'Die Amtszeit der Mitglieder der Organe dauert vom 1. Oktober bis zum 30. Sep-
tember des darauf folgenden Jahres, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt. 2Sie



§ 3 Rechte und Pflichten der Mitglieder der Studierendenschaft

endet vorzeitig durch Verlust der Mitgliedschaft der Studierendenschaft, Abwahl oder
Riicktritt. 3Bei vorzeitigem Ende der Amtszeit verkiirzt sich die Amtszeit des*der Nach-
folgers*in entsprechend. “Die Wahl- und Urabstimmungsordnung hat Stellvertretungs-,
Nachriickverfahren und Neuwahl zu regeln. °Die Mitglieder der Organe fiihren ihre Ge-
schéfte bis zum Amtsantritt eines*r Nachfolgers*in interimsweise fort, es seidenn, sie
wurden abgewdhlt. ®Ist das Innehaben mehrerer Amter nach dieser Satzung unzulis-
sig, so ist das bisherige Amt, vor der Annahme der Wahl in ein weiteres Amt, durch
Erklarung gegentiiber dem Studierendenrat und der WSSK, niederzulegen.

(5) 'Die Mitglieder der Organe tiben ihre Tétigkeiten ehrenamtlich aus; § 26 Absatz
5 bleibt unberiihrt. ?Sie diirfen wegen ihrer Tétigkeit in der Studierendenschaft. nicht
benachteiligt werden. 3Die Tatigkeit als Mitglied in den Organen der Studierendenschaft
wahrend mindestens eines Jahres kann bis zu einem Studienjahr bei der Berechnung
der Prifungsfristen unberiicksichtigt bleiben; die Entscheidung dartiber trifft der*die
Rektor*in der Albert-Ludwigs-Universitat Freiburg.

§ 3 Rechte und Pflichten der Mitglieder der Studierendenschaft

(1) 'Mitglieder der Studierendenschaft sind die immatrikulierten Studierenden sowie die
eingeschriebenen Doktorand*innen der Universitit Freiburg. 2Diese Satzung und die in
ihrem Rahmen verabschiedeten Satzungen, Geschaftsordnungen und sonstigen Beschliis-
se und Mafinahmen sind fiir alle Mitglieder der Studierendenschaft verbindlich.

(2) 'Tm Rahmen dieser Satzung sowie der Wahl- und Urabstimmungsordnung ist jedes
Mitglied der Studierendenschaft fiir deren Organe wéhlbar, wahl- und abstimmungsbe-
rechtigt.

(3) 1Jedes Mitglied der Studierendenschaft ist gegeniiber allen Organen der Studieren-
denschaft anfrage- und antragsberechtigt. ?Es hat grundsitzlich Anwesenheits- und Re-
derecht in den Sitzungen der Organe; Ausnahmen sind in der Geschaftsordnung des
jeweiligen Organs zu regeln. 3Thm ist auf Verlangen unverziiglich Einsicht in die Nieder-
schriften der Sitzungen der Organe zu gewéhren, soweit ihm nach Satz 2 ein Anwesen-
heitsrecht zugestanden hétte. * Anfragen und Antrige sind unverziiglich an das zustandi-
ge Organ weiterzuleiten; innerhalb einer in seiner Geschéftsordnung festzulegenden Frist
hat es sich damit zu beschéftigen und das Ergebnis dem*der Antragstellenden/Anfra-
genden mitzuteilen.

(4) 1Jedes Mitglied der Studierendenschaft ist verpflichtet, seinen Mitgliedsbeitrag recht-
zeitig zu entrichten. 2Das Nihere regeln die Finanzordnung und die Beitragsordnung.



§ 4 Urabstimmung

Abschnitt 1l: Urabstimmung und Vollversammlung

§ 4 Urabstimmung

(1) ! Die Urabstimmung ist eine Urnenabstimmung aller Mitglieder der Studierenden-
schaft zu einer Abstimmungsfrage nach § 6 Abs. 2. 2In einer Urabstimmung kénnen
Beschliisse zu mehreren Abstimmungsfragen gefasst werden.

(2) In einer Urabstimmung kann iiber alle Angelegenheiten der Studierendenschaft ein
Beschluss gefasst werden, aufler tiber die Feststellung des Haushalts-/Wirtschaftsplans.

(3) ! Eine Urabstimmung wird durchgefiihrt, wenn die Abstimmungsfrage von
1. einer Vollversammlung beschlossen wird,
2. einem Drittel der Stimmen des Studierendenrates beschlossen wird oder
3. einem Prozent der Mitglieder der Studierendenschaft beantragt wird

und von der WSSK fiir zuléssig erkliart wurde. 2Die Urabstimmung muss in der Vor-
lesungszeit stattfinden. *Vor der Abstimmung muss eine Vollversammlung einberufen
werden, auf der die Abstimmungsfrage erortert wird.

(4) Fur die Durchfithrung der Urabstimmung ist die WSSK verantwortlich.

(5) *Spricht sich die Mehrheit der Abstimmenden fiir die Abstimmungsfrage aus, ist die-
se beschlossen. 2Ein in einer Urabstimmung gefasster Beschluss ist fiir alle Organe der
Studierendenschaft verbindlich. 3Sofern der Beschluss nicht die Anhéinge dieser Satzung
oder die von dieser Satzung vorgesehenen Satzungen und Geschaftsordnungen erlésst,
andert oder aufhebt, kann er innerhalb von zwei Jahren nach seiner Bekanntgabe nur
durch eine weitere Urabstimmung gedndert oder aufgehoben werden. “Sofern der Be-
schluss diese Satzung dndert; kann er innerhalb eines Jahres nur durch eine weitere
Urabstimmung gedndert oder aufgehoben werden.

(6) Das Nahere regelt die Wahl- und Urabstimmungsordnung, insbesondere
1. die Mindestdauer der Urnenabstimmung,

2. die Frist, die zwischen erorternder Vollversammlung und Beginn der Urnenabstim-
mung liegen muss,

3. bis wann die Abstimmungsfrage und der Zeitraum der Urnenabstimmung bekannt-
gemacht sein miissen.



§ 5 Vollversammlung aller Studierenden (VV)

§ 5 Vollversammlung aller Studierenden (VV)

(1) 'Die Vollversammlung aller Studierenden ist ein beschlieBendes Organ. 2Alle Mitglie-
der der Studierendenschaft sind rede-, antrags- und stimmberechtigt. 3Die Vollversamm-
lung kann iiber alle Angelegenheiten der Studierendenschaft beschliefen. *Die Vollver-
sammlung kann Beschliisse zur politischen Positionierung der Studierendenschaft fas-
sen.

(2) 'Die Vollversammlung wird einberufen, wenn dies
1. ein Finftel der Mitglieder des Studierendenrates beschlief3t,
2. der AStA dies mit 2/3-Mehrheit beschliefit,
3. 0,5 Prozent der Mitglieder der Studierendenschaft beantragt oder

4. zur Debatte tiber eine Abstimmungsfrage gemafl § 4 Abs. 2 Satz 2 zu geschehen
hat.

2Der Zeitpunkt der Vollversammlung liegt in der Vorlesungszeit. 3Die Vollversammlung
ist spatestens ein Jahr nach der letzten Vollversammlung einzuberufen. *Mindestens zwei
Wochen vor ihrer Einberufung miissen die Vollversammlung und die Tagesordnungsge-
genstinde bekanntgemacht werden. SFiir Bekanntmachung und Einberufung der Voll-
versammlung ist das Studierendenratsprasidium zustandig.

(3) 'Die Vollversammlung beschlieBt zu Beginn unabhéingig von ihrer Beschlussfihigkeit
auf Vorschlag des Studierendenratsprasidiums tiber eine Geschéftsordnung, eine Tages-
ordnung sowie ein Prisidium. *Der Tagesordnungsvorschlag muss die nach Absatz 2
beantragten bzw. beschlossenen Gegenstdnde beinhalten. *Anderungen der Tagesord-
nung auf der Vollversammlung sind nur zu nicht bindenden Beschliissen moglich. *Bis
zur Wahl eines Prasidiums leitet das Studierendenratsprésidium die Vollversammlung.

(4) 'Die Beschlussfdhigkeit wird zu Beginn festgestellt und muss zum Zeitpunkt ei-
nes Beschlusses bestehen und in offenkundigen Féllen durch die Versammlungsleitung
iiberpriift werden. ?Die Vollversammlung ist beschlussfihig, wenn zum Zeitpunkt der
Feststellung mindestens ein Prozent der Mitglieder der Studierendenschaft anwesend
sind. *Die WSSK legt die Zahl fest und gibt sie in der Studierendenratssitzung vor der
Vollversammlung bekannt. #Ist die Vollversammlung nicht beschlussfihig, spricht sie
Empfehlungen an die-anderen Organe der Studierendenschaft aus.

(5) 'Die Vollversammlung beschliefit und empfiehlt mit absoluter Mehrheit der anwe-
senden Stimmberechtigten. 2Ein Beschluss zu nicht grundsitzlichen Angelegenheiten hat
Bindungswirkung, sofern ihm kein in Urabstimmung gefasster Beschluss entgegensteht.
3Bin Beschluss der Vollversammlung zu grundsitzlichen Angelegenheiten ist nicht bin-
dend. #Solche Beschliisse kénnen nur vom Studierendenrat gefasst werden.

(6) 'Empfehlende Beschliisse und Beschliisse zu grundsitzlichen Angelegenheiten, ins-
besondere zu Satzungsvorhaben, haben Initiativcharakter. 2Die fiir die Beschliissen der



§ 6 Direktdemokratische Einflussnahme durch Antrége

Vollversammlung zustdndigen Organe der Studierendenschaft miissen diese Beschliisse
spitestens in der zweiten Sitzung nach der Vollversammlung verhandeln und entspre-
chend der jeweiligen Geschéftsordnung einen Beschluss dazu fassen.

(7) Ein auf einer Vollversammlung gefasster Beschluss zu nicht grundsétzlichen Ange-
legenheiten kann innerhalb von drei Jahren nach seiner Bekanntgabe nur durch eine
Urabstimmung oder eine weitere Vollversammlung gedndert oder aufgehoben werden.

(8) Das Nahere regelt die Geschéftsordnung des Studierendenrates.

§ 6 Direktdemokratische Einflussnahme durch Antrage

(1) 'Die Antriage auf direktdemokratische Einflussnahme nach § 4 Absatz 2 und § 5
Absatz 2 sowie der Antrag nach § 14 Absatz 3 sind schriftlich unter Angabe einer An-
sprechperson bei der WSSK einzureichen. ?Die Beantragenden miissen innerhalb einer
Sammelfrist eine Unterschriftenliste der Unterstiitzer*innen der WSSK vorlegen. Die
Sammelfrist beginnt an dem Tag, an dem der Antrag gestellt wird. *AuBerhalb der Sam-
melfrist gesammelte Unterschriften sind ungiiltig. Mehrfache Unterschriften des glei-
chen Mitglieds der Studierendenschaft fiir den gleichen oder fiir konkurrierende Antrage
machen alle Unterschriften dieses Mitglieds ungiiltig.

(2) 'Die Beschliisse und Antriage auf Durchfiihrung einer Urabstimmung miissen eine
Abstimmungsfrage beinhalten, die nur mit ”Ja”oder ”Nein”beantwortet werden kann.
?Die WSSK hat die Abstimmungsfrage auf ihre rechtliche Zuldssigkeit zu priifen. 3Ist
die Abstimmungsfrage unzuléssig, ist der Beschluss oder Antrag nichtig. ‘Bei Antrigen
auf Durchfithrung einer Urabstimmung verschiebt sich der Beginn der Sammelfrist auf
den Tag, an dem der Ansprechperson das Ergebnis der rechtlichen Prifung mitgeteilt
wird.

(3) Die Beschliisse und Antrége auf Einberufung einer Vollversammlung miissen den/die
zu behandelnden Gegenstand/Gegenstande benennen.

(4) Das Nahere regelt die Wahl- und Urabstimmungsordnung, insbesondere
1. die notwendigen Angaben auf der Unterschriftenliste
2. die Lénge der Sammelfrist

3. die Fristen, innerhalb derer die WSSK das Ergebnis der Priifung der Abstimmungs-
frage und der Unterschriftenliste mitteilen muss

4. bis wann nach dem Ablauf der Sammelfrist oder nach der Beschlussfassung des
Organs die Vollversammlung oder Urabstimmung stattfinden miissen.



§ 7 Aufgaben

Abschnitt I1l: Der Studierendenrat (StuRa)

§ 7 Aufgaben

(1) 'Der Studierendenrat beschlieBt iiber alle Angelegenheiten der Studierendenschaft,
soweit keine bindenden Beschliisse einer Urabstimmung oder Vollversammlung vorlie-
gen. 2Er wahlt die Mitglieder des AStA und der WSSK; er kann die von ihm Gewéhlten
abwihlen. 3Er spricht Vorschlige fiir die Besetzung der studentischen Sitze in den Gre-
mien der Universitit und des Studentenwerks aus. *Die vom Studierendenrat gewahlten
Personen sind verpflichtet sich an die Beschliisse zu halten. °Die gewahlten oder vor-
geschlagen Personen sind der Studierendenschaft Rechenschaft schuldig und sie haben
eine Berichtspflicht im Studierendenrat. %Soll die Studierendenschaft wirtschaftliche Un-
ternehmen griinden oder sich an ihnen beteiligen oder soll sie anderen Organisationen
beitreten, muss der Studierendenrat zustimmen, bevor sich die Studierendenschaft recht-
lich bindet. "Die Beschliisse des Studierendenrates sind fiir die Exekutive verbindlich.

(2) 'Der Studierendenrat kann die Beschlussfassung' iiber bestimmte Gegenstéinde auf
die Exekutive iibertragen; davon ausgenommen sind Beschliisse, die einer absoluten oder
einer Zwei-Drittel-Mehrheit der Stimmen des Studierendenrates bediirfen, die die Griin-
dung von oder die Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmen oder den Beitritt zu
anderen Organisationen betreffen, sowie Wahlen von Mitgliedern des Vorstands und der
Referent*innen. 2Die Befugnis des Studierendenrates, eigene Beschliisse zum selben Ge-
genstand zu fallen, wird dadurch nicht eingeschréankt.

§ 8 Zusammensetzung

(1) Die Mitglieder des Studierendenrats sind die Fachbereichsvertreter*innen nach § 17
und zehn weitere Abgeordnete.

(2) 'Die Abgeordneten werden iiber eine freie, geheime und gleiche Listenwahl gewihlt.
2Die Anzahl der Abgeordneten, die pro Liste in den Studierendenrat gewihlt werden,
ergibt sich aus dem Adams-Verfahren. *Das Nihere regelt die Wahl- und Urabstim-
mungsordnung.

§ 9 Stimmgewichtung

(1) Die Stimmen der Mitglieder des Studierendenrates werden entsprechend der Studie-
rendenzahlen ihres jeweiligen Fachbereichs gewichtet.



§ 10 Beschlussfassung

(2) Fachbereiche mit unter 300 Studierenden haben 2 Stimmen, Fachbereiche mit 300 bis
1200 Studierenden haben 3 Stimmen und Fachbereiche mit mehr als 1200 Studierenden
haben 4 Stimmen.

(3) Jede*r Abgeordnete*r hat eine Stimme.

(4) Die Stimmen miissen kumuliert abgegeben werden.

§ 10 Beschlussfassung

(1) 'Der Studierendenrat ist beschlussfihig, wenn er ordnungsgeméf} einberufen wurde
und die Mehrheit der Studierendenratsmitglieder anwesend ist. ?Die Beschlussfihigkeit
wird zu Beginn, danach auf Antrag festgestellt. Der Studierendenrat ist beschlussfihig,
solange nicht das Gegenteil festgestellt wird.

(2) "Wird ein Fachbereich in drei Sitzungen in Folge nicht vertreten, so ruht die Mit-
gliedschaft ab dem Ende dieser 3. Sitzung, bis der Fachbereich wieder eine*n Vertre-
ter*in in den Studierendenrat entsendet. Ruht die Mitgliedschaft eines Fachbereichs,
so muss dies durch das Studierendenratsprésidium baldmoglichst dem Studierendenrat
sowie dem*der Fachbereichsvertreter*in mitgeteilt und in der néchsten Studierenden-
ratssitzung bekannt gegeben werden. *So lange die Mitgliedschaft ruht, wird der Fach-
bereich nicht zur Anzahl der zur Berechnung der Beschlussfahigkeit und der Mehrheiten
herangezogenen Fachbereiche hinzu gezéhlt.

(3) 'Der Studierendenrat beschliefit iiber

1. Anderungen der Organisationssatzung sowie die Wahl und Abwahl von WSSK-
Mitgliedern mit der Zustimmung der Stimmen von zwei Dritteln ihrer Mitglieder
(Zwei-Drittel-Mehrheit),

2. die Wahl der Vorsitzenden und der anderen AStA Mitglieder, die Abwahl der von
ihr gewihlten Personen sowie Erlass, Anderungen und Aufhebung der Geschiifts-
ordnung des Studierendenrates und der sonstigen Satzungen, insbesondere des
Haushalts-/ Wirtschaftsplans, der Beitragsordnung, der Finanzordnung sowie der
Wahl- und Abstimmungsordnung mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder
(absolute Mehrheit) und

3. alle anderen Angelegenheiten mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen ohne
Beriicksichtigung der Enthaltungen (einfache Mehrheit).

?Ein Antrag auf Satzungsinderung darf nur in einer Studierendenratssitzung abgestimmt
werden, wenn er auf mindestens zwei vorherigen Sitzungen des Studierendenrates erortert
wurde. *Wird bei der Wahl der Vorsitzenden die absolute Mehrheit in zwei Wahlgingen
nicht erreicht, geniigt im dritten Wahlgang die einfache Mehrheit. *Vor einer Abwahl
ist eine Stellungnahme der WSSK einzuholen, ob ein Abweichen der gewéhlten Person



§ 11 Geschaftsordnung des Studierendenrates

von einem Beschluss der Studierendenschaft oder ihrer Organe festgestellt werden kann;
betrifft die Abwahl ein WSSK-Mitglied, nimmt dieses an Beratung und Beschluss der
Stellungnahme nicht teil.

(4) Personalangelegenheiten miissen geheim, alles andere soll namentlich abgestimmt
werden.

(5) 'Der Studierendenrat wird spétestens drei Wochen nach Beginn seiner Wahlperi-
ode vom bisherigen Studierendenratsprésidium zur konstituierenden Sitzung einberufen.
20rt und Zeit der konstituierenden Sitzung sind mindestens eine Woche vorher bekannt
zumachen. 3Auf der konstituierenden Sitzung sind das Studierendenratsprisidium, die
WSSK und die Exekutive zu wihlen. “Diese Satzung und die Geschéftsordnung des Stu-
dierendenrates konnen auf der konstituierenden Sitzung nicht gedndert werden. *Bis zur
Wahl eines neuen Studierendenratsprésidiums leitet ein bisheriges Mitglied des Studie-
rendenratsprasidiums oder, sofern diese verhindert sind, ein bisheriges WSSK-Mitglied
die Sitzung.

§ 11 Geschaftsordnung des Studierendenrates

Der Studierendenrat gibt sich eine Geschaftsordnung, die das Nahere regelt, insbeson-
dere

1. den Sitzungsturnus,
2. welche Gegenstinde auf das Exekutivorgan iibertragen werden, und

3. Ausnahmen von der namentlichen Abstimmung.

§ 12 Das Studierendenratsprasidium

(1) 'Das Studierendenratsprésidium vertritt den Studierendenrat gegeniiber den ande-
ren Organen der Studierendenschaft. 2Es bereitet die Studierendenratssitzungen vor und
nach und leitet sie. 3Es ist verantwortlich fiir die Erstellung, Veroffentlichung und Ar-
chivierung der Niederschriften iiber die Studierendenratssitzungen. *Auflerdem verdf-
fentlicht es rechtzeitig die Verhandlungsgegenstande der nachsten Studierendenratssit-
zung.

(2) 'Das Studierendenratsprisidium besteht aus bis zu drei Personen. 2Sie diirfen kein
anderes Amt in den Organen der Studierendenschaft, aufler ihrem Mandat im Studie-
rendenrat, ausiiben.

(3) 'Das Studierendenratsprasidium kann gemeinschaftlich gegen Beschliisse, MaBnah-
men und Handlungen des AStA ein aufschiebendes Veto einlegen. ?Der Gegenstand



§ 13 Die Fachbereiche

des Vetos ist auf der néchsten Studierendenratssitzung zu behandeln; bis zu einer Ent-
scheidung des Studierendenrates iiber das weitere Verfahren sind die aufgeschobenen
Beschliisse, Mainahmen und Handlungen unwirksam.

Abschnitt 1V: Die Fachbereiche und ihre Vertretung

§ 13 Die Fachbereiche

(1) 'Die Mitglieder eines oder mehrerer Studienficher einer Fakultét bilden einen Fach-
bereich. ?Einem Fachbereich sollen mindestens 200 Studierende angehéren. 3Der Fach-
bereich kann sich in Fachgruppen gliedern; die Zuordnung der Studienfacher zu den
Fachgruppen ist in der Geschéaftsordnung des Fachbereiches aufzufiihren.

(2) 'Die Studienfiacher werden einem Fachbereich gemaf des Ersten Anhangs dieser Sat-
zung (1. Anhang) zugeordnet. 2Uber eine Anderung des 1. Anhangs ist zu beschlieen,
wenn neue Studienficher eingerichtet werden oder wenn 20 Angehérige eines Fachbe-
reichs dies beantragen.

(3) *Jedes Mitglied der Studierendenschaft kann nur einem Fachbereich angehoren. 2Mit
der Immatrikulation gehort sie*er dem Fachbereich ihres*seines ersten Hauptfachs an.
3Sie*er kann ihre*seine Fachbereichsangehorigkeit im Rahmen ihrer*seiner Studienficher
durch schriftliche Erklarung gegeniiber der WSSK dndern.

(4) 'Das Néhere regelt die Geschaftsordnung des Fachbereichs, die mit absoluter Mehr-
heit der Stimmen der Fachbereichssitzung beschlossen wird. 2Jede Anderung der Ge-
schaftsordnung des Fachbereichs ist unverziiglich der WSSK mitzuteilen.

§ 14 Anderung der Fachbereiche

(1) 'Werden neue Studienfacher geschaffen, miissen sich die Gremien moglichst bald
nach dem Senatsbeschluss tiber die Errichtung der neuen Studienfacher mit der Fachbe-
reichszuordnung der neuen Studienfacher befassen.

(2) 'Unter Beriicksichtigung der Fakultét, des Instituts oder des Seminars der zuzuord-
nenden Studienfacher schlagen die Vorsitzenden oder die studentischen Senatsmitglieder
eine Anderung des 1. Anhangs vor. ?Die WSSK nimmt zu dem Vorschlag Stellung und
leitet die Stellungnahme und den Vorschlag den betroffenen Fachbereichsvertretungen
und dem Studierendenrat zu. *Der Studierendenrat muss die betroffenen Fachbereichs-
vertretungen beziiglich der Zuordnung anhéren. *Der Vorschlag ist angenommen, wenn
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§ 15 Die Fachbereichsvertretung (FaVe)

der Studierendenrat mit satzungsindernder Mehrheit zustimmt. °Uber die Satzungsin-
derung kann auch in einer Urabstimmung entschieden werden.

(3) 'Wird eine Anderung des 1. Anhangs von 20 Angehérigen eines Fachbereichs bean=
tragt, wird das Verfahren nach Absatz 2 entsprechend durchgefiihrt; der Antrag ersetzt
dabei den Vorschlag der Vorsitzenden oder der studentischen Senatsmitglieder. ?Fiir den
Antrag gelten § 6 Absatz 1 und Absatz 4 entsprechend.

(4) 'Entscheidet sich der Studierendenrat gegen das Votum der betroffenen Fachbereiche,
muss er eine ausfithrliche Begriindung abgeben. ?Die WSSK nimmt zur Begriindung
Stellung. ®Die betroffenen Fachbereichsvertretungen haben in jedem Fall das Recht eine
Stellungnahme zum Beschluss des Studierendenrates abzugeben, welche ins Protokoll
aufgenommen wird.

(5) '"Kommt es bei der Zuordnung von neuen Studienfichern nach zwei Vorschligen
nicht zu einer Zuordnung zu einem neuen oder schon bestehenden Fachbereich, wird
der Studiengang vorlaufig, bis eine Zuordnung erfolgt ist, dem kleinsten Fachbereich der
jeweiligen Fakultit zugeordnet. 2Solange ein Studiengang nicht endgiiltig einem Fachbe-
reich zugeordnet ist, muss sich der Studierendenrat in jeder Sitzung mit der Zuordnung
befassen.

(6) Entsteht ein neuer Fachbereich oder andert sich die Zuordnung der Studienficher zu
den Fachbereichen, so sollen die neuen Fachbereichsvertretungen bei der nachsten Wahl
gewahlt werden.

§ 15 Die Fachbereichsvertretung (FaVe)

(1) 'Die*der Fachbereichsvertreter*in und maximal zehn Stellvertreter*innen bilden die
Fachbereichsvertretung, die das exekutive Organ auf Fachbereichsebene bildet. 2Der
Fachbereich beschlieit iiber seine Angelegenheiten auf regelméfligen Fachbereichssitzun-
gen. 3Auf der Fachbereichssitzung sind alle Mitglieder des Fachbereichs anwesenheits-,
rede-, antrags- und stimmberechtigt. *Niheres regelt die Geschéftsordnung des Fachbe-
reichs.

(2) Die Fachbereichsvertretung ist Ansprechpartnerin fiir alle Studierenden des Fachbe-
reiches und ihnen beziiglich ihrer Tatigkeiten auskunftspflichtig.

(3) Die Verhandlungsgegensténde der Fachbereichssitzung, samt der Verhandlungsgegen-
stande der niachsten Studierendenratssitzung, die vom Studierendenratsprasidium laut
§ 12 Absatz 1 veroffentlicht werden, sind rechtzeitig von der Fachbereichsvertretung zu
veroffentlichen.

(4) 'Die Fachbereichssitzung ist beschlussfahig, wenn 0.75% der Mitglieder des Fach-
bereichs, einschliellich der*des Fachbereichsvertreters*in oder eines*einer Fachbereichs-
stellvertreters*in anwesend sind, mindestens aber der*die Fachbereichsvertreter*in oder
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§ 16 Die Fachgruppen

ein*e Fachbereichsstellvertreter*in und vier weitere Mitglieder des Fachbereichs. ?Die
Fachbereichsvertretung beschliefit mit einfacher Mehrheit, soweit die Geschéaftsordnung
des Fachbereichs nicht etwas anderes bestimmt. 3

(5) !Sitzungstermin und -ort der ersten Fachbereichssitzung des Semesters sind mindes-
tens eine Woche vor dieser Sitzung bekannt zu machen. 2Auf dieser Sitzung sind die
weiteren Sitzungstermine und -orte fiir die Vorlesungszeit eines Semesters einheitlich
festzulegen; sie sind unverziiglich bekannt zu machen.

(6) 'Auf Antrag von 20 Mitgliedern des Fachbereichs oder auf Beschluss.der Fachbe-
reichssitzung hat die Fachbereichsvertretung eine auflerordentliche Sitzung einzuberufen.
2Sie ist unter Angabe der zu behandelnden Gegenstinde mindestens eine' Woche vorher
bekannt zumachen. 3Der Termin einer auerordentlichen Sitzung kann vom regelmifligen
Termin abweichen.

§ 16 Die Fachgruppen

(1) Hat sich ein Fachbereich in Fachgruppen gegliedert, sollen Beschliisse der Fachbe-
reichsvertretung von Angehorigen der verschiedenen Fachgruppen gemeinsam getroffen
werden.

(2) Die Fachgruppen kénnen eigene Geschéftsordnungen erlassen und sich im Rahmen
der nach § 13 Absatz 2 zugeordneten Studienficher eigenstiandig mit Angelegenheiten
befassen.

§ 17 Die*Der Fachbereichsvertreter®in

(1) 'Jeder Fachbereich wéhlt in geheimen, gleichen und freien Wahlen ein*e Fachbe-
reichsvertreter*in und deren Stellvertreter*innen. 2Die Geschéftsordnung des Fachbe-
reichs regelt die Anzahl der Stellvertreter*innen. *Fiir diese Wahl sind nur Angehorige
des Fachbereichs wihlbar und wahlberechtigt. “Das Néhere regelt die Wahl- und Urab-
stimmungsordnung.

(2) 'Die*der Fachbereichsvertreter*in wird von der Fachbereichsvertretung in den Stu-
dierendenrat entsandt und vertritt dort ihren*seinen Fachbereich und dessen Interessen.
2Vor der Abstimmung im Studierendenrat soll die Fachbereichsvertretung iiber die im
Studierendenrat behandelten Gegenstinde diskutieren und abstimmen. 3Die*der Fach-
bereichsvertreter®in ist an das Votum der Fachbereichsvertretung gebunden.

(3) 'Die Fachbereichsstellvertreter*innen sind die gewéhlten Personen, auf die nach
der*dem Fachbereichsvertreter*in die meisten Stimmen gefallen sind. ?Diese sind die
Nachriicker*innen, falls der*die Fachbereichsvertreter*in sein*ihr Amt verliert.
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§ 18 Der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA)

(4) Wird die*der Fachbereichsvertreter*in von einer*einem Stellvertreter*in in einer Stu-
dierendenratssitzung vertreten, so muss dies dem Studierendenratsprasidium frithzeitig
mitgeteilt werden.

(5) 'Die Fachbereichsvertretung kann einen Antrag auf Abwahl der*des Fachbereichsver-
treters*in oder der*des Fachbereichsstellvertreters*in auf einer Fachbereichssitzung mit
einer Zwei-Drittel-Mehrheit stellen. 2Fiir den Antrag miissen mindestens der*die Fach-
bereichsvertreter*in oder ein*e Fachbereichsstellvertreter®in und acht weitere Mitglieder
des Fachbereichs anwesend sein. ®Ist dieser beschlossen, wird eine geheime, gleiche, freie
Abstimmung aller Mitglieder des Fachbereiches iiber die Abwahl durchgefiihrt. *Zwi-
schen Antrag und Abstimmung muss mindestens eine Woche liegen. Wurde die Person
abgewdhlt, verliert sie ihr Amt. Der*die erste Nachriicker*in itbernimmt das Amt.

(6) 'Der*die Fachbereichsvertreter*in oder der*die Fachbereichsstellvertreter*in ist der
Fachbereichsvertretung fiir seine*ihre Handlungen, insbesondere sein*ihr Abstimmungs-
verhalten im Studierendenrat, Rechenschaft schuldig. ?Bei einem Verstof gegen das im-
perative Mandat kann die Fachbereichssitzung einen Antrag auf Abwahl der*des Fach-
bereichsvertreter*in oder der*des Fachbereichsstellvertreter®in mit einfacher Mehrheit
auf einer Fachbereichssitzung beschliefen. 3Vor der Abstimmung ist eine Stellungnahme
der WSSK einzuholen, ob ein Abweichen des*der Vertreter*in von einem Beschluss der
Fachbereichsvertretung festgestellt werden kann. *Fiir den Antrag miissen mindestens
der*die Fachbereichsvertreter*in oder ein*e Fachbereichsstellvertreter*in und acht weite-
re Mitglieder des Fachbereichs anwesend sein. ?Ist dieser beschlossen, wird eine geheime,
gleiche, freie Abstimmung aller Mitglieder des Fachbereichs tiber die Abwahl durchge-
fiihrt. 5Zwischen Antrag und Abstimmung muss mindestens eine Woche liegen. "Wurde
die Person abgewéhlt, verliert sie ihr Amt. ®Der*die erste Nachriicker*in iibernimmt das
Amt.

Abschnitt V: Die Exekutive

§ 18 Der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA)

(1) 'Der AStA diskutiert und plant die Arbeit der Studierendenvertretung. 2Er fiihrt die
ihm von dem Studierendenrat iibertragenen Aufgaben aus.

(2) 'Die Mitglieder des AStA sind die Vorsitzenden und die Referate, fiir die ein*e
Referent*in gewihlt ist. ?Das Studierendenratsprésidium nimmt beratend an den AStA-
Sitzungen teil. *Die  Anzahl der AStA-Mitglieder muss weniger als die Hélfte der Mit-
glieder des Studierendenrates betragen.

(3) YJedes Mitglied des AStA hat eine Stimme. 2Der AStA beschlieBt grundsitzlich mit
einfacher Mehrheit.
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§ 19 Der Vorstand

(4) 'Das Néhere regelt die Geschéftsordnung des AStA, insbesondere den Sitzungsturnus.
2Die Geschiftsordnung des AStA bedarf der Zustimmung des Studierendenrates.

§ 19 Der Vorstand

(1) 'Der Vorstand besteht aus mindestens einem Vorsitzenden und den Vorstandsre-
ferent*innen, die gleichzeitig stellvertretende Vorsitzende sind. 2Jede*r Vorsitzende ist
gegeniiber den bei der Studierendenschaft angestellten Personen Leiter*in der Dienststel-
le und unmittelbare*r Vorgesetzte*r. 3Besteht der Vorstand aus mehreren Vorsitzenden,
vertreten diese die Studierendenschaft gemeinschaftlich nach aufien.

(2) 'Die Mitglieder sollen kein anderes Amt in den Organen der Studierendenschaft in-
nehaben. 2Sie diirfen kein anderes Amt in den zentralen Organen der Studierendenschaft
innehaben.

(3) 'Mindestens ein Vorstandsmitglied soll dem Senat der Albert-Ludwigs-Universitét
Freiburg als gewihltes Mitglied angehoren. 2Die Vorsitzenden diirfen nicht gleichge-
schlechtlich sein. ®Die Anzahl der ménnlichen Vorstandsmitglieder darf von der Anzahl
der weiblichen Vorstandsmitglieder nicht um mehr als eins abweichen.

(4) 'Die Zahl der Vorstandsreferate legt der Studierendenrat fest. 2Er hat dabei den
finanziellen Aufwand und die Maximalgroe des AStA nach § 18 Absatz 2 zu beriicksich-
tigen. 3Der Studierendenrat kann dariiber hinaus Referent*innen das Recht einrdumen,
den*die Vorsitzende*n zu vertreten.

§ 20 Die Referate

(1) 'Die Referate arbeiten zu bestimmten Aufgabengebieten selbstindig und dauerhaft
im Rahmen der Beschliisse der Organe der Studierendenschaft. 2Sie unterstiitzen die
Organe der Studierendenschaft bei deren Arbeit. 3Sie sollen gehért werden, bevor ein
anderes Organ der Studierendenschaft einen Beschluss fasst, der ihren Aufgabenbereich
betrifft. *Die Referate werden von Referent*innen vertreten.

(2)*Uber Einrichtung, Aufgabenbereich und Auflosung der Referate beschlieBt der Stu-
dierendenrat. 2AuBerdem wihlt der Studierendenrat die Referent*innen und deren Stell-
vertreter*innen. 3Er hat dabei den finanziellen Aufwand und die Maximalgrofie des AStA
nach § 18 Absatz 2 zu berticksichtigen.

(3) Abweichend von § 2 Absatz 4 Satz 5 fithren die Referent*innen nach Ablauf ihrer
Amtszeit die Geschéfte nicht fort.
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§ 21 Die autonomen Referate

§ 21 Die autonomen Referate

(1) 'Autonome Referate sind Referate mit besonderen Rechten. 2Sie arbeiten fiir die
Forderung der Gleichstellung und den Abbau von Benachteiligungen im Sinne des § 1
Absatz 2. 3Die Studierendenschaft hat je ein autonomes Referat zu den Aufgabenberei-
chen

Studierende mit Beeintrachtigung und chronischer Krankheit,
sexuelle Orientierung,

Frauen/Gender/Geschlecht,

auslédndische Studierende und

Studierende mit familidren Verpflichtungen.

“Die autonomen Referate konnen eigene Namen fithren; dies &ndert den Aufgabenbereich
nicht.

(2) 'In ihrem Aufgabenbereich arbeiten die Referate selbstéindig. 2Sie haben das Recht,
zu Beschliissen der Organe der Studierendenschaft, die ihren Aufgabenbereich beriihren,
ein Sondervotum abzugeben, das mit dem Beschluss zu veroffentlichen und zu archivieren
ist. Sie haben ein eigenes angemessenes Budget zur Erfiillung ihrer Aufgaben.

(3) Die autonomen Referate sollen Kandidat*innen zur Wahl des*der Referent*in und
des*der Stellvertreter*in vorschlagen.

Abschnitt VII: Die Wahl-, Schlichtungs- und
Satzungskommission (WSSK)

§ 22 Aufgaben

(1) Die WSSK ist verantwortlich fiir die Durchfiihrung und Beaufsichtigung der Wahlen
nach § 17 Absatz 1 der Fachbereichsvertreter*innen, nach § 8 der Abgeordneten und der
Urabstimmung nach § 4 Absatz 3, insbesondere die Beschlussfassung iiber die eingereich-
ten Wahlvorschlage oder Abstimmungsfragen sowie die Ermittlung und Feststellung des
Wahl- oder Urabstimmungsergebnisses.

(2) Die WSSK priift Antriage auf direktdemokratische Einflussnahme nach § 6, wie es
die Wahl- und Urabstimmungsordung nach § 6 Absatz 4 vorsieht.

(3) Die WSSK kann von jedem Mitglied der Studierendenschaft mit der Behauptung
angerufen werden, dass die Organe der Studierendenschaft oder von ihnen Gewéhlte in
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§ 23 Zusammensetzung

einem konkreten Einzelfall ihre Kompetenzen iiberschritten haben oder ihre Aufgaben
nicht satzungsgemafl wahrgenommen haben.

(4) 'Die WSSK hat Stellungnahmen in den nach dieser Satzung vorgesehenen Féllen
sowie auf Antrag eines gewahlten Mitglieds eines Organs der Studierendenschaft tiber
die Auslegung dieser Satzung und der in ihrem Rahmen beschlossenen Satzungen und
Geschiftsordnungen abzugeben. 2Die anderen Organe der Studierendenschaft sollen die
Stellungnahmen tiber die Auslegung in ihre Beschliisse miteinbeziehen.

(5) Die WSSK nimmt nach § 14 Absatz 4 Stellung zur ausfiihrlichen Begriindung des
Studierendenrates.

(6) 'Die Mitglieder der WSSK sind verpflichtet, ihre Aufgaben unparteiisch und un-
voreingenommen zu erfiillen. 2Sie kann zur Erfiillung ihrer Aufgaben Sachverstindige
beratend hinzuziehen.

§ 23 Zusammensetzung

(1) 'Die WSSK besteht aus fiinf Mitgliedern, die mehrheitlich der Studierendenschaft
angehoren miissen. 2Die Mitglieder der WSSK diirfen keinem anderen Organ der Studie-
rendenschaft als gewihltes Mitglied angehéren. 3Von den Mitglieder der WSSK sollen
mindestens zwei Frauen sein.

(2) 'Eine Wiederwahl der Mitglieder ist ein Mal méglich. ?Endet die Amtszeit vorzeitig,
kann der*die Nachfolger*in zwei Mal wiedergewahlt werden.

§ 24 Beschlussfassung

(1) 'Die WSSK beschlieit mit absoluter Mehrheit. 2Jedes Mitglied der WSSK hat das
Recht, ein Sondervotum zu jedem Beschluss der WSSK abzugeben. 3Das Sondervotum
ist zusammen mit dem Beschluss zu veroffentlichen und zu archivieren.

(2) 'Eine Stellungnahme zu der Frage, ob ein autonomes Referat seinen Aufgabenbereich
iiberschritten hat, kann nur im Konsens beschlossen werden. 2Enthaltungen werden da-
bei nicht beriicksichtigt.

(3) Das Néahere regelt die Geschéftsordnung der WSSK; insbesondere
1. wann das Schlichtungsverfahren nach § 22 Absatz 3 beendet ist,

2. die Fristen, innerhalb derer die WSSK Stellungnahmen abzugeben hat. Die Ge-
schaftsordnung kann unterschiedliche Fristen zu den verschiedenen Anldssen vor-
sehen, die diese Satzung festlegt.
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§ 25 Allgemeines

Abschnitt VIII: Finanzen, Aufsicht

§ 25 Aligemeines

(1) 'Fiir die Haushalts- und Wirtschaftsfithrung sowie die Aufsicht sind die Regelun-
gen des § 65b LHG mit den folgenden Erginzungen anzuwenden. 2Die Vorschriften des
Landes Baden-Wiirttemberg zur Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung gehen dabei den
Regelungen dieser Organisationssatzung vor.

(2) 'Fiir die Haushalts- und Wirtschaftsfithrung sind die fiir das Land Baden-Wiirttemberg
geltenden Vorschriften, insbesondere die §§ 105 bis 111 der Landeshaushaltsordnung,
entsprechend anzuwenden; die Aufgabe des zustdndigen Ministeriums und des Finanz-
und Wirtschaftsministeriums im Sinne der §§ 105 bis 111 der Landeshaushaltsordnung
iibernimmt das Rektorat der Albert-Ludwigs-Universitiat Freiburg. 2Die Beschiftigten
der Studierendenschaft unterliegen derselben Taritbindung wie die Beschaftigten der
Hochschule.

(3) 'Fiir Verbindlichkeiten haftet die Studierendenschaft mit ihrem Vermégen. 2Die
Hochschule und das Land haften nicht fiir Verbindlichkeiten der Studierendenschaft.
3Studierende, die vorsitzlich oder grob fahrléssig die ihnen obliegenden Pflichten verlet-
zen, insbesondere Gelder der Studierendenschaft fiir die Erfiilllung anderer als der in §
65 Absatz 2 bis 4 LHG genannten Aufgaben verwenden, haben der Studierendenschaft
den ihr daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. *Fiir die Verjihrung von Anspriichen
der Studierendenschaft gelten § 59 des Landesbeamtengesetzes und § 48 des Beamten-
statusgesetzes entsprechend.

(4) 'Die Studierendenschaft darf keine Darlehen aufnehmen oder vergeben. 2Sie darf ein
Girokonto aut Guthabenbasis fiihren.

§ 26 Haushalt

(1) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) 'Fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben erhebt die Studierendenschaft nach Mafigabe der
Beitragsordnung angemessene Beitrige von den Studierenden. ?In der Beitragsordnung
sind die Beitragspflicht, die Beitragshohe und die Falligkeit der Beitrdage zu regeln; die
Beitragsordnung wird als Satzung erlassen. *Bei der Festsetzung der Beitragshéhe sind
die sozialen Belange der Studierenden zu beriicksichtigen. *Die Beitrige werden von der
Hochschule unentgeltlich eingezogen.

(3) 'Der Studierendenrat beschlieBt mit der Mehrheit seiner Mitglieder dartiber, ob statt
eines Haushaltsplans (§ 106 LHO) ein Wirtschaftsplan (§ 110 LHO) gefiihrt wird. *Die
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§ 27 Ubergangsbestimmungen

Vorsitzenden entwerfen zusammen mit dem Beauftragten fiir den Haushalt und dem*der
Finanzreferent*in einen Haushalts- oder Wirtschaftsplan und legt ihn dem Studierenden-
rat zur Beschlussfassung vor. *Mit dem Beschluss iiber die Feststellung des Haushalts-
/Wirtschaftsplans ist gleichzeitig die Hohe der Beitrdge fiir das neue Haushaltsjahr fest-
zusetzen. *Der Studierendenrat hat den Haushalts-/Wirtschaftsplan bis spétestens zum
30. November vor Beginn des Haushaltsjahrs zu beschlieflen, fiir das der Haushalts-
/Wirtschaftsplan gelten soll. *Das Studierendenratsprasidium leitet den beschlossenen
Haushalts- /Wirtschaftsplan an das Rektorat der Albert-Ludwigs-Universitiat Freiburg
zur Genehmigung weiter; die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn der Haushalts-
/Wirtschaftsplan rechtswidrig ist.

(4) 'Bei der Aufstellung und Ausfithrung des Haushalts-/Wirtschaftsplans sind die Grund-
siatze der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und der Nachhaltigkeit zu beachten. 2Im Haushalts-
/Wirtschaftsplan sind den Organen der Studierendenvertretung, sowie den Fachbereichs-
vertretungen, den Referaten und den autonomen Referaten angemessene Mittel fiir die
Erfillung ihrer Aufgaben bereitzustellen.

(5) Fir die Tatigkeit in der Studierendenvertretung kann der Studierendenrat eine an-
gemessene Aufwandsentschiadigung festsetzen.

(6) 'Nach Ende des Haushaltsjahres hat der AStA eine Jahresrechnung/einen Jahresab-
schluss aufzustellen. 2Das Rektorat der Albert-Ludwigs-Universitit Freiburg beschliet
iiber die Entlastung der im jeweiligen Haushaltsjahr amtierenden Vorsitzenden. ®Die
Prifbefugnis des Rechnungshofs nach § 111 der Landeshaushaltsordnung bleibt davon
unberthrt.

(7) Das Nahere regeln die Finanzordnung und die Beitragsordnung, insbesondere
1. die Falligkeit der Beitrage,
2. Ausnahmen von der Beitragspflicht und Riickerstattungsverfahren,

3. die Hohe der jeweiligen Aufwandsentschadigungen fiir die Mitglieder der Organe
der Studierendenschaft.

Abschnitt IX: Schluss- und Ubergangsbestimmungen

§ 27 Ubergangsbestimmungen

Fir die ersten Wahlen zum Studierendenrat und der Fachbereichsvertreter*innen nach
Artikel 3 § 1 Absatz 5 des Verfasste-Studierendenschafts-Gesetzes gilt die Wahlordnung
der Albert-Ludwigs-Universitit vom 27.09.2006 entsprechend mit folgenden Einschrén-
kungen:
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§ 28 Schlussbestimmungen

1. Der Wahlfachbereich nach § 12 Absatz 3 dieser Satzung wird aus der Reihung der
Facher der Wahlfakultit bestimmt.

2. Solange diese Satzung oder die Wahl- und Urabstimmungsordnung der Studieren-
denschaft keine Regelungen trifft, gilt § 33 der Wahlordnung mit der Mafigabe,
dass alle Nachriicker*innen auch die Stellvertretung wahrnehmen koénnen.

§ 28 Schlussbestimmungen

(1) Soweit diese Satzung auf Studierendenzahlen Bezug nimmt, ist der Berechnung die
neueste verfiighare Studierendenstatistik des Wintersemesters zugrunde zulegen.

(2) Diese Satzung tritt am Tage ihrer Bekanntmachung, jedoch spatestens am Tag
vor den ersten Wahlen zum Studierendenrat und zu den Fachbereichsvertreter*innen
in Kraft.

19



	Präambel
	Abschnitt I: Studierendenschaft
	Die Studierendenschaft
	Organe der Studierendenschaft
	Rechte und Pflichten der Mitglieder der Studierendenschaft

	Abschnitt II: Urabstimmung und Vollversammlung
	Urabstimmung
	Vollversammlung aller Studierenden (VV)
	Direktdemokratische Einflussnahme durch Anträge

	Abschnitt III: Der Studierendenrat (StuRa)
	Aufgaben
	Zusammensetzung
	Stimmgewichtung
	Beschlussfassung
	Geschäftsordnung des Studierendenrates
	Das Studierendenratspräsidium

	Abschnitt IV: Die Fachbereiche und ihre Vertretung
	Die Fachbereiche
	Änderung der Fachbereiche
	Die Fachbereichsvertretung (FaVe)
	Die Fachgruppen
	Die*Der Fachbereichsvertreter*in

	Abschnitt V: Die Exekutive
	Der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA)
	Der Vorstand
	Die Referate
	Die autonomen Referate

	Abschnitt VII: Die Wahl-, Schlichtungs- und Satzungskommission (WSSK)
	Aufgaben
	Zusammensetzung
	Beschlussfassung

	Abschnitt VIII: Finanzen, Aufsicht
	Allgemeines
	Haushalt

	Abschnitt IX: Schluss- und Übergangsbestimmungen
	Übergangsbestimmungen
	Schlussbestimmungen


